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Vorwort 

Wer an die Zivilgesellschaft denkt, hat häufig das Bild einer demokratischen 
Werten verpflichteten, gemeinwohlorientierten und von ehrenamtlichem 
Engagement geprägten Sphäre vor Augen. Selten rücken dagegen ihre Schat-
tenseiten ins Blickfeld. Dies hat sich allerdings in den letzten Jahren – ganz 
konkret bezogen auf ihre Auswüchse am rechten Rand des politischen 
Spektrums – verändert. Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit sowie 
rechte Einstellungen und Aktivitäten greifen auch in zivilgesellschaftlichen 
Räumen um sich. Das vorliegende Buch fragt daher nach dem Zustand der 
Zivilgesellschaft angesichts dieser Herausforderungen von rechts. Dafür er-
fasst es die Strukturen zivilgesellschaftlicher Resilienz und analysiert die Lo-
giken rechter Aktivitäten sowie des Umgangs mit diesen. 

Ausgangspunkt dieser Untersuchung ist die von der Otto-Brenner-Stif-
tung unterstützte Studie »Bedrängte Zivilgesellschaft von rechts«. Zentrale 
Analysekategorien, Systematisierungen und methodisches Vorgehen bauen 
auf Erkenntnissen aus dieser explorativen Vorarbeit auf. Das vorliegende 
Buch reflektiert dabei nicht nur die gewonnenen Erkenntnisse angesichts 
neuer empirischer Daten, sondern differenziert das Untersuchungsfeld wei-
ter aus und bietet eine vertiefende Analyse. In diesem Sinne wurden neben 
der quantitativen Befragung von etwa 1.100 Verbandsakteuren zusätzliche 
32 weitere qualitative Interviews geführt sowie die zuvor im Fokus stehen-
den Subsysteme von Gewerkschaften, Kirchen, Wohlfahrtsverbänden, Fuß-
ball und Kultur um die Felder Schützenwesen, Freiwillige Feuerwehr und 
Naturschutz erweitert.  

Zum Gelingen dieses Vorhabens haben viele Personen beigetragen, de-
nen wir zu besonderem Dank verpflichtet sind. An vorderster Stelle gilt un-
ser Dank unseren studentischen Mitarbeiter:innen Kirsten Bänfer, Sven Ra-
der und Franziska Wessel, die sich mit unermesslichem Engagement in die 
Thematik eingearbeitet und unsere Diskussionen mit klugen Fragen und 
Ideen bereichert haben. Sie haben die Arbeiten an diesem Buch eng begleitet 
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und waren darüber hinaus bei der Literaturrecherche und der formalen Auf-
bereitung des Manuskripts eine zentrale Stütze. 

Darüber hinaus danken wir all jenen, die dazu beigetragen haben, dass 
unsere Analysen auf einem empirisch tragfähigen Fundament stehen. Hier 
seien sowohl unsere Gesprächspartner:innen im Rahmen der qualitativen 
Interviews genannt als auch die verbandlichen Expert:innen, die sich die Zeit 
genommen haben, an unserer quantitativen Onlinebefragung teilzunehmen. 
Eine besondere Wertschätzung gilt darüber hinaus jenen Kooperations-
partner:innen, die sich auf eine vertiefte Beteiligung am Forschungsprozess 
eingelassen haben und immer wieder für unsere Rückfragen und etwaige 
Diskussionen zur Verfügung standen – und damit maßgeblich zum Gelin-
gen dieses Projektes beigetragen haben. 

Ein ganz besonderer Dank gilt auch Irina Bohn und ihrem Team, mit 
denen wir einige Workshops zu den Bereichen der organisierten Zivilgesell-
schaft durchführen konnten, womit weitere Erkenntnisse zur Beantwortung 
unserer Fragen gewonnen wurden. Auch wenn uns das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) und das Bundesamt für 
Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) tatkräftig unterstützt 
haben, ist diese Veröffentlichung keine Meinungsäußerung dieser Instituti-
onen. Für die inhaltliche Richtigkeit sind allein die Autor:innen der Studie 
verantwortlich. 

Gedankt sei abschließend Ekpenyong Ani (Wissenschaftszentrum Ber-
lin) und Jasper Karschnia, die das gesamte Buch präzise Korrektur gelesen 
haben, sowie dem Campus Verlag – und dort insbesondere Jürgen Hotz 
(Lektorat Wissenschaft) – für das Interesse am Thema und das Vertrauen in 
unsere Arbeit. 

 
Kassel und Berlin, im März 2022 



1. Einleitung 

Die Zivilgesellschaft gilt gemeinhin als Bollwerk der Demokratie. Sie ver-
körpert zentrale Werte des liberal-demokratischen Systems (u. a. Rechts-
staatlichkeit, Toleranz und Vielfalt), organisiert Teilhabe und fördert Enga-
gement (Priller/Zimmer 2000: 1; Keane/Merkel 2015: 449). Trotz dieses 
umfassenden Demokratisierungspotenzials ist die Zivilgesellschaft nicht 
»per Definition gemeinwohlorientiert« (Grande 2018b: 52). Sie bildet keinen 
homogenen und konfliktfreien Raum, sondern wird durch die Pluralität von 
Meinungen und Interessen geprägt (Schulte von Drach 2018). 

In diesem Sinne ist auch sie nicht vor antidemokratischen, rechtspopu-
listischen oder rechtsextremen Einstellungen oder Aktivitäten geschützt 
(Schroeder et al. 2020: 17). So existiert durchaus eine pfadabhängige Logik 
rechter Mobilisierungsversuche, die von verbalen Entgleisungen auf Stamm-
tischen bis zur Gründung von Vereinen mit explizit antidemokratischer 
Grundausrichtung reichen. Dies macht u. a. ein »Blick in die ländlichen 
Räume – nicht nur Ostdeutschlands – deutlich. Kinderfeste und Aufmär-
sche, Kulturfeiern und Bürgersprechstunden werden hier von eindeutig 
rechtsextremen Organisationen für die breite Bevölkerung angeboten« 
(Heinrich 2012: 115; Röpke/Speit 2019). Bereits in der Weimarer Republik 
wurden Teile der Zivilgesellschaft als »Trainingsplatz« für »unzivile Ziele« 
genutzt (Reichardt 2001: 53, 61). So wurde die NSDAP Ende der 1920er 
und zu Beginn der 1930er Jahre häufig dort stark, wo sie Einstellungen und 
Aktivitäten der organisierten Zivilgesellschaft nutzen konnte. Diese Verbin-
dungen in die dichten Netzwerke zivilgesellschaftlicher Organisationen, die 
das örtliche und gesellschaftliche Leben prägten, waren auch ein Beitrag zum 
Aufstieg der Nationalsozialisten als Massenbewegung. Ungeachtet der Rolle, 
die die organisierte Zivilgesellschaft im Hinblick auf die NSDAP im Einzel-
fall spielte, löste diese die eigenständigen organisatorischen Strukturen einer 
unabhängigen Zivilgesellschaft in den meisten Bereichen nach ihrer Macht-
ergreifung auf (Berman 1997). 
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Dieser Rückblick macht deutlich, dass zivilgesellschaftliches Engage-
ment weder grundsätzlich noch automatisch vor antidemokratischen, 
rechtspopulistischen oder gar rechtsextremen Einstellungen schützt. Dass 
diese Thematik auch aktuell virulent ist, machen die Debatten über ein-
schränkende Handlungs- und Gestaltungsspielräume (»shrinking spaces«) in 
der Zivilgesellschaft deutlich (Grande 2021: 174ff.; Grote 2019: 272f.). Gal-
ten die großen zivilgesellschaftlichen Organisationen – wie etwa die Gewerk-
schaften, Kirchen, Sportverbände und Wohlfahrtsverbände – lange Zeit als 
Integrationsmaschinen, die Menschen mit unterschiedlichsten Biographien 
unter einem Dach vereinen konnten, stehen sie aufgrund gewachsener He-
terogenität seit einiger Zeit unter erheblichem Druck. Es gelingt ihnen im-
mer schwerer, unterschiedliche Interessen in einem gemeinsamen Projekt zu 
bündeln. Sinkende Mitgliederzahlen sind nur ein Ausdruck dieser Entwick-
lung (Schroeder 2014). Für die »großen Tanker« der Zivilgesellschaft exis-
tiert auch eine zunehmende Konkurrenz von kleineren und homogeneren 
Initiativen und Gruppen. Im Interesse des Selbsterhalts können diese Ent-
wicklungen dazu führen, dass sich die Organisationen auf ihre Kernaufga-
ben zurückziehen. In diesem Falle würden die Organisationen ihren eigenen 
Gestaltungsraum tatsächlich einschränken, um ihre Handlungsfähigkeit in 
ihren etablierten Kernbereichen nicht zu gefährden. 

Ein solcher Bedeutungsverlust, der auch einem Entpolitisierungs-Szena-
rio gleicht, ist keinesfalls zwangsläufig. Vielmehr können sich die Organisa-
tionen durch eine entsprechende strategische Aufstellung auch anders ent-
wickeln. Es geht also um tragfähige und attraktive eigene Antworten auf 
aktuelle gesellschaftliche Herausforderungen. Mit Blick auf rechte Einfluss-
versuche geht es ferner darum, souveräne Umgangsformen zu erlernen. 
Hierbei kann auch der Staat unterstützen, etwa durch seine Maßnahmen und 
Programme zur Demokratieförderung. In diesem Sinne ist die Perspektive 
des zunehmenden Bedeutungsverlusts zivilgesellschaftlicher Organisationen 
überwindbar. Allerdings ist auch dies kein Selbstläufer. Vielmehr sind mit 
einer solchen strategischen Orientierung in umkämpften Handlungsräumen 
vielfältige Konflikte verbunden (»contested space«) (Hummel 2020: 668). 

In diesem Verständnis besteht nicht nur die Möglichkeit einer erfolgrei-
chen Abwehr rechter Aktivitäten, sondern auch die Chance erweiterter 
Handlungsräume für zivilgesellschaftlich-demokratiepolitisches Engage-
ment. Für uns ist daher die Frage zentral, wie resilient die organisierte Zivil-
gesellschaft gegenüber den Einflussversuchen von rechts ist. Sind zivilge-
sellschaftliche Akteure angesichts der »Bedrängung von rechts«, jenseits 
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weiterer struktureller Herausforderungen, mit denen sie konfrontiert sind, 
eher (heraus)gefordert oder überfordert? Hierfür ist das Verhältnis zwischen 
der politischen und gesellschaftlichen Erwartung an die demokratieför-
dernde Wirkung von Zivilgesellschaft, dem eigenen demokratiepolitischen 
Anspruch zivilgesellschaftlicher Organisationen und des tatsächlichen En-
gagements für den demokratischen Basiskonsens essenziell. 

Das Postulat einer einseitig »guten« Zivilgesellschaft greift schon inso-
fern zu kurz, als die Frage nach Spannungs- und Verbindungslinien zwi-
schen rechten politischen Dynamiken und der organisierten Zivilgesellschaft 
zunehmende Bedeutung erlangt (Grande 2018b: 52; Leggewie/Evers 2020; 
Geiges et al. 2015; Schroeder et al. 2020). Hintergrund sind zwei zentrale 
Entwicklungen: Erstens führen rechte politische Positionen kein Nischen-
dasein, sondern sind in die Landtage, den Deutschen Bundestag und das 
Europäische Parlament eingezogen. Dort befördern sie die politische Pola-
risierung, indem sie die Grenzen des Sagbaren verschieben. Zweitens kön-
nen die Phänomene aus der Perspektive der Parteien- und Wahlforschung 
nur bedingt erfasst werden. Vielmehr geraten die zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen selbst ins Visier, wenn beispielsweise Kirchen und Wohlfahrts-
verbände für ihr Engagement in der Flüchtlingshilfe kritisiert, rechte Be-
triebsratslisten aufgestellt oder die wechselseitige Unterstützung zwischen 
Staat und Zivilgesellschaft in der Gemeinwohlorganisation moniert werden. 
Es ist erkennbar, dass sich rechte Aktivitäten sowohl in den etablierten 
Strukturen realisieren als auch zu eigenen rechten Gründungen in den ge-
sellschaftlichen Subsystemen führen können. In diesen Kontexten sind drei 
zentrale Referenzpunkte rechter Kritik erkennbar: 

1. Normative Basis. Zentraler Bezugspunkt rechter Anfeindungen ist häufig 
die normative Grundlage des gesellschaftlichen Miteinanders, für die die 
organisierte Zivilgesellschaft einsteht. In diesem Sinne werden zivilge-
sellschaftliche Akteure als Vertreter des demokratischen Basiskonsenses 
kritisiert – also primär als Verkörperungen der verfassungspolitischen 
Grundlagen von Toleranz und Vielfalt (Weßels 1991). Dieser inklusiven 
Grundhaltung, die in jedem zivilgesellschaftlichen Subsystem unter-
schiedlich gelebt wird, stehen rechte Forderungen nach exklusiven Per-
spektiven und Lösungen im Sinne einer kulturellen Hegemonie der 
»Deutschen« entgegen. 

2. Politisches Mandat. Einen weiteren Angriffspunkt für rechte Kräfte liefert 
das politische Engagement der organisierten Zivilgesellschaft. Nicht sel-
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ten wird zivilgesellschaftlichen Akteuren unzureichende politische Neut-
ralität vorgeworfen, wenn sich diese im Einklang mit dem Staat gegen 
rechte politische Einstellungen positionieren. Anstatt Politik zu machen, 
werden die Verbände aufgefordert, sich auf ihre jeweilige Kernaufgabe 
(u. a. gute Arbeit, Seelsorge, Sport) zu konzentrieren. Hinter dieser Kritik 
steckt häufig eine taktische Instrumentalisierung des Pluralismus, der im 
eigentlichen Sinne einer antipluralistischen Logik folgt (Müller 2016; De-
cker 2018). So verweisen die Rechten auf eine angeblich mangelnde In-
teressen- und Meinungspluralität, um ihre Positionen im politischen 
Raum zu etablieren. Gleichzeitig grenzen sie aber diese Pluralität auch 
ein, indem sie den zivilgesellschaftlichen Verbänden ihr politisches En-
gagement gegen rechts zu untersagen versuchen. 

3. Institutionelles Arrangement. Rechte Aktivitäten adressieren insbesondere 
die Bereitschaft der großen »Tanker« der organisierten Zivilgesellschaft, 
staatliche Institutionen bei der Gemeinwohlproduktion zu unterstützen. 
In Anlehnung an die Literatur zum Korporatismus (u. a. Czada 1994) 
sprechen wir im Folgenden – auch jenseits der Arbeitsbeziehungen – von 
korporatistischen Arrangements, die ein zentraler Referenzpunkt rechter 
Kritik sind. Durch das Übertragen von staatlichen Aufgaben, etwa im 
Bereich der Integration, Bildungsarbeit und Demokratieförderung, kön-
nen zivilgesellschaftliche Akteure einen wichtigen Beitrag zum Erhalt des 
Basiskonsenses leisten. Gleichzeitig aber ermöglicht dies den Rechten, 
die Verbände auf der Grundlage ihrer institutionellen Einbindung als 
Teil des Establishments anzugreifen. Insofern bieten korporatistische 
Arrangements auch eine potenzielle Einflugschneise für rechte Interven-
tionen. 

In diesem Buch geht es darum, die rechten Einflugschneisen sowie die zivil-
gesellschaftlichen Reaktionen entlang von acht Subsystemen empirisch auf-
zuschlüsseln. Bevor der genaue Zuschnitt des Buches skizziert und die Un-
tersuchungsfragen formuliert werden, gilt es zunächst, den zentralen 
Untersuchungsgegenstand näher zu bestimmen. In diesem Sinne werden im 
Folgenden Antworten auf zwei wesentliche Fragen formuliert: Was meint 
Rechtspopulismus? Welche Bereiche umfasst der Begriff der Zivilgesell-
schaft, bzw. welche Funktion kommt der Zivilgesellschaft in der Bundesre-
publik Deutschland zu? 



 E I N L E I T U N G  15  

1.1 Rechtspopulismus und Rechtsextremismus als Kontinuum 

Nachts mögen alle Katzen grau sein. Gleichwohl ist es im Umgang mit Be-
griffen, die scheinbar eng beieinanderliegen, notwendig, ihre jeweils unter-
schiedlichen inhaltlichen und damit definitorischen Akzente sowie ihre spe-
zifischen Erklärungspotenziale nachzuvollziehen. So wurde mit Blick auf die 
Wandlungsprozesse im rechten politischen Lager in den vergangenen Jahren 
insbesondere die Debatte über die sogenannten »Neuen Rechten« zentral, 
die sich seit den 1970er Jahren auch in Deutschland »im Spannungsfeld zwi-
schen Rechtsextremismus und Konservatismus« zu etablieren versuchen 
und deren Existenz jahrzehntelang kaum über ein »Nischendasein« hinaus-
reichte (Häusler/Küpper 2019: 148). Das Aufkommen und der Erfolg der 
AfD sowie neuer rechter Bewegungen und milieuübergreifender Straßen-
mobilisierungen (z. B. Pegida) haben zu »Begriffsvermengungen in der öf-
fentlichen Debatte« (Häusler/Küpper 2019: 149) geführt: So werden diese 
Veränderungen im politischen Rechtsaußenspektrum wahlweise unter den 
Begrifflichkeiten »Neue Rechte«, »Rechtspopulismus«, »Rechter Radikalis-
mus« oder »Rechtsextremismus« geführt (ebd.). Die »Neue Rechte« zeichnet 
sich vor allem durch eine verharmlosende Instrumentalisierung des Frei-
heitsdiskurses aus, wie etwa an der Wochenzeitschrift »Junge Freiheit« deut-
lich wird. Sie beansprucht für sich, aus vermeintlich überkommenen Denk- 
und Handlungsmustern auszubrechen und neue Wege zu beschreiten. Darin 
drückt sich auch der Versuch aus, eine milieuübergreifende Anschlussfähig-
keit herzustellen, beispielsweise gegenüber ehemaligen Nichtwähler:innen, 
dem konservativen Bürgertum und den abstiegsbedrohten Mittelschichten, 
Dabei sind auch Abgrenzungen zu alten Formen rechter Politik, vor allem 
gegenüber der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD), zu be-
rücksichtigen. 

Die Begriffe »Rechtspopulismus« und »Rechtsextremismus« lassen sich 
einerseits deutlich abgrenzen und inhaltlich differenziert bestücken. Ande-
rerseits können die mit diesen Kategorien verbundenen empirischen Phäno-
mene und normativen Überzeugungen fließend ineinander übergehen, so-
dass die Grenzen mitunter schwer zu identifizieren sind. Um diesem 
Kontinuum und der teilweise fehlenden analytischen Evidenz in der Einord-
nung bestimmter Phänomene und Gruppierungen gerecht zu werden, spre-
chen wir in solchen Fällen – im Wissen um die spezifischen Unterschiede 
und Besonderheiten der einzelnen Phänomene und Akteure – allgemein von 
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»Rechts« und »Rechten«. Angesichts des inflationären Gebrauchs des Popu-
lismusbegriffs und der diskursiven Unschärfe zwischen Rechtspopulismus 
und Rechtsextremismus ist aber eine konzeptionelle Differenzierung der Be-
griffe »Populismus«, »Rechtspopulismus« und »Rechtsextremismus« ange-
zeigt. 

So kursieren in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung unterschied-
lichste Definitionen von Populismus, changierend zwischen Stil/Strategie 
und »dünner« Ideologie (Freeden 1998; Mudde 2007; Mudde/Kaltwasser 
2017: 6ff., 19f.) – also zwischen Form (im Sinne bestimmter Kommunikati-
onspraktiken) und inhaltlichen Positionierungen (im Sinne bestimmter pro-
grammatischer Kernbestandteile). Auf der einen Seite wird Populismus als 
eine Politik simplifizierender Antworten, als reines Protestphänomen oder 
politischer Stil verstanden, der beispielsweise mit gezielten Tabubrüchen 
einhergehe (Bergsdorf 2000: 624; Rensmann 2006: 61; Priester 2012: 40ff.). 
Auf der anderen Seite wird mitunter diskutiert, ob dem Populismus ein 
schlanker ideologischer Gehalt innewohne, der sich in einer vertikalen Dif-
ferenzierung zwischen »dem Volk« und »der Elite« manifestiere. Der Unter-
schied zum Rechtspopulismus bestehe demnach darin, dass die vertikale Ab-
grenzungslogik um eine horizontale Konfliktachse ergänzt würde, die eine 
Differenzierung zwischen einem homogenen »Wir« und einem »die Ande-
ren« vornimmt. Insofern ergänzt der Rechtspopulismus den anti-elitär auf-
tretenden Populismus (vertikale Anti-Haltung) um eine antipluralistische Di-
mension (horizontale Anti-Haltung), ohne damit schon automatisch 
rechtsextrem und systemoppositionell zu sein (Müller 2017). 

Zum Verhältnis von Rechtsextremismus und Rechtspopulismus sind 
nun nachfolgend einige Überlegungen formuliert: Während rechtsextreme 
Parteien fundamentaloppositionell agieren und die Beseitigung der offenen 
Gesellschaft anstreben (Anti-System-Parteien), akzeptieren rechtspopulisti-
sche Akteure den Verfassungsrahmen. Gleichwohl testen sie seine Grenzen 
aus und (über)dehnen diese teilweise. Zugleich kritisieren sie das etablierte 
Parteiensystem, das politische Establishment und problematisieren eine In-
transparenz politischer Entscheidungen (Anti-Establishment-Parteien). 
Rechtspopulist:innen favorisieren direktdemokratische Entscheidungsver-
fahren, um das von ihnen angesprochene »Volk« unmittelbar zum Subjekt 
zu machen; wohingegen Extremist:innen das Konzept der liberalen parla-
mentarischen Demokratie überwinden wollen (Rensmann 2006: 68f.). Ein 
zentrales Unterscheidungskriterium zwischen rechtspopulistischen und 
rechtsextremen Bewegungen ist das Fehlen bzw. das Vorhandensein einer 
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geschlossenen Weltanschauung: Der Rückgriff auf eine völkische Zielset-
zung bleibt bei Rechtspopulist:innen aus (Kohlstruck 2008: 225ff.), sie kriti-
sieren politische Eliten oder politische Entscheidungen im Rahmen der 
etablierten Verfassungsordnung mit Bezug auf aktuelle politische Themen. 
Indem Extremismus expansiv, aggressiv und offensiv in Erscheinung tritt, 
unterscheidet er sich vom »reaktiven, defensiven Populismus« (Priester 
2012: 179). 

Tab. 1: Unterscheidungskriterien zwischen Rechtsextremismus und Rechtspopulismus 

 Rechtsextremismus Rechtspopulismus 
Ideologieform Geschlossene Ideo-

logie, anti-pluralis-
tisch, gegen liberale 
Demokratie 

Ideologische Flexibilität, 
kollektive Identitätspolitik, 
anti-pluralistische und anti-
liberale Elemente 

Oppositionsstrategie Anti-System-Hal-
tung 

Anti-Establishment-Hal-
tung (systemimmanent) 

Ausgestaltung/Struktur  
politisches System 

autoritäre Herr-
schaft 

Formen direkter Demokra-
tie, Stärkung präsidentieller 
Elemente 

Logik politischer Aufmerk-
samkeitsgewinnung/Strategie 
des Machterwerbs 

Einschüchterung, 
Gewalt, Umsturz 

Parlamentarismus, Straße, 
Internet 

Quelle: In Anlehnung an Rensmann 2006: 69; eigene Darstellung. 

Wichtige Unterschiede werden auch in den jeweiligen Strategien zum Macht-
erwerb sichtbar. Rechtspopulistische Formationen setzen darauf, den Parla-
mentarismus zu instrumentalisieren, und suchen nach anschlussfähigem 
Protestpotenzial in den öffentlichen Räumen. Zudem nutzen sie die partizi-
pativen und große Reichweiten generierenden Möglichkeiten des Internets. 
In Ergänzung zu diesen demokratisch legitimierten Methoden des Machter-
werbs schrecken extremistische Bewegungen darüber hinaus auch nicht vor 
dem Einsatz von Gewalt zurück.1 

—————— 
 1 Die Bundesregierung zählte seit der Wiedervereinigung 1990 bis 2020 (Oktober) insge-

samt 106 Todesopfer politisch rechts motivierter Kriminalität (Drucksache 19/25216). 
Die Zahlen unterscheiden sich jedoch von denen anderer Akteure, wie etwa der Amadeu 
Antonio Stiftung, die von 1990 bis 2020 (Februar) 208 Tötungsdelikte mit rechtsextre-
mem Hintergrund und 13 weitere Verdachtsfälle zählte (Amadeu Antonio Stiftung o.J.). 
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Diese typologisch klare Abgrenzung zwischen Rechtsextremismus und 
Rechtspopulismus sollte aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Gren-
zen zwischen den beiden idealtypischen Beschreibungen in der Alltagswelt 
fließend sein können. Deutlich wird dies insbesondere an ihrem gemeinsa-
men Kern, der »Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit« (GMF). Der 
Begriff GMF wurde 2002 von Wilhelm Heitmeyer eingeführt und in einer 
Langzeitstudie (2002–2011) an der Universität Bielefeld systematisch opera-
tionalisiert und empirisch untersucht. Seither wurde das Konzept u. a. in den 
»Mitte«-Studien (Friedrich-Ebert-Stiftung) und den »Autoritarismus«-Stu-
dien (Heinrich-Böll-Stiftung und Otto-Brenner-Stiftung) weiterentwickelt. 
Es zielt darauf ab, abwertende und ausgrenzende Einstellungen, Ressenti-
ments, Feindseligkeiten oder Stereotypisierungen gegenüber Menschen auf-
grund ihrer zugewiesenen Zugehörigkeit zu sozialen Gruppen zu erfassen 
und zu systematisieren (u. a. Decker/Brähler 2018; Heitmeyer 2002–2011; 
Zick et al. 2008; Zick/Küpper 2021). Das Syndrom, also das Zusammen-
spiel von gruppenbezogenen Vorurteilen und Menschenfeindlichkeit, wird 
in diesem Forschungsansatz gegenwärtig auf 13 differente Gruppen ange-
wandt (Zick 2021: 181ff.).2 Der Kern des GMF-Syndroms, also das, was die 
Vorurteile gegenüber den verschiedenen Gruppen verbindet, ist die Ideolo-
gie der Ungleichwertigkeit, die »ein Scharnier zu Rechtspopulismus, Rechts-
extremismus und neurechten Einstellungen« (Zick/Berghan/Mokros 2019: 
53) bildet. Mit dem Konzept der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit 
liegt eine inhaltlich definierte Schnittmenge vor, mit denen unterschiedliche 
Verhaltensweisen im rechten Spektrum erfasst werden können. 

Insgesamt bleibt das Verhältnis zwischen Rechtspopulismus und Rechts-
extremismus in Teilen – und zumal mit Blick auf empirische Phänomene – 
diffus. Dies ist mitunter auf den erwähnten »dünnen« ideologischen Kern 
des Populismus zurückzuführen, der sowohl von etablierten demokrati-
schen Akteuren als auch von populistischen oder extremistischen Formati-
onen adaptiert und erweitert werden kann. Letztere greifen den Volksbegriff 
als moralisierende und homogene Bezugsgröße auf (Canovan 1981; Freeden 
1998; Lewandowsky et al. 2016: 250f.; Mudde 2007; Müller 2017: 42ff.; 

—————— 
 2 »Rassismus«, »Fremdenfeindlichkeit«, »Antisemitismus – klassisch«, »Antisemitismus – is-

raelbezogen«, »Muslimfeindlichkeit«, »Abwertung von Sinti_zze und Rom_nja«, »Abwer-
tung asylsuchender Menschen«, »Sexismus«, »Abwertung homosexueller Menschen«, »Ab-
wertung von Trans*Menschen«, »Abwertung wohnungsloser Menschen«, »Abwertung 
langzeitarbeitsloser Menschen«, »Etabliertenvorrechte« (Zick 2021: 181ff.). 
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Rensmann 2006: 67). Das Verständnis von Rechtspopulismus als Träger ide-
ologischer Merkmale wird insbesondere dann relevant, wenn unterstellt 
wird, dass es gewisse Meinungen, Einstellungen und Vorurteilsstrukturen 
gibt, die gesellschaftlich verankert und durch die parlamentarische Präsenz 
des Rechtspopulismus, beispielsweise in Form der AfD, nun auch politisch 
anschlussfähig geworden sind. Mit Blick auf die Begriffsdebatte und die Phä-
nomene im rechten politischen Lager zeigt sich, dass der rechte Rand »keine 
gedachte Linie, sondern ein ausfransendes Feld« ist (Priester 2012: 109). 
Rechtspopulismus kann demnach als Brücke, Kontinuum und Möglichkeits-
raum zwischen einer demokratisch konstituierten Öffentlichkeit und rechts-
extremistischen Positionen verstanden werden. Pointiert ausgedrückt: Mit 
einer nennenswerten rechtspopulistischen Strömung in der Gesellschaft er-
hält auch der Rechtsextremismus ein breiteres Vorfeld und potenziell grö-
ßere Resonanzräume. Rechtspopulismus eröffnet einen Diskurs, der »nicht 
rechts genug ist, um ihn als anti-systemisch oder verfassungswidrig auszu-
grenzen, aber hinlänglich rechts, um jenen als Auffangbecken zu dienen, die 
sich von den Volksparteien immer weniger repräsentiert fühlen« (ebd.). Die-
sen Diskurs versuchen rechte Akteure weiter zu politisieren und damit zu be-
feuern. 

Grande (2018b: 56) identifiziert »mehrere Muster und Kanäle der Politisie-
rung der Zivilgesellschaft [Hervorhebung im Original]«. Hierzu gehören nicht 
nur neue Konflikte, die »zunehmend in die Zivilgesellschaft hineingetragen 
und in dieser ausgetragen werden« – etwa durch das Entstehen neuer rechter 
Bewegungen und Akteure –, sondern auch die »Politisierung bestehender 
zivilgesellschaftlicher Vereinigungen« (ebd.). Hierbei versuchen rechte Ak-
teure verstärkt, (latent) bestehende Konfliktlagen, reale oder empfundene 
Ungleichheiten, Ängste sowie Ressentiments in den zivilgesellschaftlichen 
Subsystemen aufzugreifen, sie im Sinne ihrer rechten Ideologien umzudeu-
ten und in grundlegende rechte Erzählmuster einzubauen. Mit dieser Politi-
sierung werden die Konfliktlagen verstärkt und ideologisch aufgeladen. Sie 
wollen so mehr Aufmerksamkeit erreichen, um die Mobilisierung für die ei-
genen Ziele zu erleichtern. 

Es lassen sich in der Kommunikation zwei gegensätzliche Einflugschnei-
sen für rechte Zuspitzungen beobachten: Einerseits gibt es den Vorwurf, die 
etablierten Akteure der Zivilgesellschaft seien untätig und würden die »wah-
ren Interessen« der Menschen nicht berücksichtigen. Andererseits kritisieren 
sie ebenso, wenn sich gekümmert wird, dass nämlich die eingenommenen 
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Positionen gar nicht in die unmittelbare Kernzuständigkeit der zivilgesell-
schaftlichen Organisationen gehörten und zu unterlassen seien. Die Politi-
sierung von Konflikten soll in beiden Richtungen die Handlungsspielräume 
der Verbände begrenzen, wobei es im Kern entweder um das Unterlassen 
einer bestimmten Handlung (wie Demokratieengagement) oder die Forde-
rung nach spezifischem Handeln (etwa mehr Einsatz für Deutsche) geht. 

1.2 Bedeutung und Akteure der (organisierten) Zivilgesellschaft 

Was ist nun damit gemeint, wenn in diesem Buch von gesellschaftlichen 
Subsystemen, zivilgesellschaftlichen Arenen und der organisierten Zivilge-
sellschaft die Rede ist? Der Begriff der Zivilgesellschaft impliziert empirische 
Phänomene und methodische Herangehensweisen wie auch normative Deu-
tungen. Das normativ aufgeladene Verständnis der Zivilgesellschaft rekur-
riert auf die »moralische Infrastruktur moderner Gesellschaften« (Meyer 
2018: 145). In dieser Lesart fördert die Zivilgesellschaft das kulturelle und 
demokratische Potenzial und stärkt die Integrationskraft der Gesellschaft 
(Schmidt 2020: 10). Es geht um eine Sphäre öffentlichen Handelns jenseits 
des Staates, in der die Bürger:innen selbstbestimmt ihre Anliegen regeln (Et-
zioni 1973). In den letzten 30 Jahren erlebte diese Idee, nicht zuletzt durch 
den Zusammenbruch der staatssozialistischen Gesellschaften Ost- und Mit-
teleuropas, einen rasanten Bedeutungszuwachs. Auf der politischen Ebene 
wird unter dem Leitbild der Bürger:innengesellschaft vielfach auf die Bedeu-
tung einer lebendigen Zivilgesellschaft als Voraussetzung und Garant für 
eine intakte und zukunftsfähige Demokratie rekurriert. Bürgerschaftliches 
Engagement durch Ehrenamtliche erbringt nicht nur gesellschaftliche Leis-
tungen, sondern trägt auch wesentlich zur »Systemintegration« bei, eröffnet 
»Partizipationschancen« und übernimmt eine »Sozialisationsfunktion«, in-
dem es »Werte und Normen« vermittelt (Priller/Zimmer 2000: 1). Hier wird 
zugleich eine grundlegende Schwierigkeit bei der Verwendung des Begriffes 
der Zivilgesellschaft deutlich: Er wird einerseits aus einer normativ aufgela-
denen Perspektive – als Hort von Demokratie, Partizipation, Emanzipation 
und gesellschaftlichem Zusammenhalt – gebraucht: »Das öffentliche Ver-
ständnis von Zivilgesellschaft und großer Teile der Zivilgesellschaftsfor-
schung sind von starken normativen Vorannahmen geprägt«, wonach die 
Zivilgesellschaft als einseitig »gut« wahrgenommen wird (Grande 2018b: 52). 
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Aus dieser Perspektive lässt sich der Diskurs um die Bedeutung der Zivilge-
sellschaft als vielgliedrige, unabgeschlossene »Suchbewegung nach den poli-
tischen Handlungsmöglichkeiten gesellschaftlicher Akteure zur Herstellung 
und Fortentwicklung demokratischer Formen der Politik charakterisieren« 
(Klein 2001: 252). 

Andererseits stellt die Zivilgesellschaft eine empirische und analytische 
Kategorie im wissenschaftlichen Diskurs dar. In der analytischen Dimension 
erfolgt eine erste Annäherung in der Regel über eine sektorale Abgrenzung, 
die zu einer breiten Definition von Zivilgesellschaft führt: Zivilgesellschaft 
ist weder Staat, Markt noch Privatsphäre oder Familie (Schubert/Fraune 
2012: 19f.; Priller/Zimmer 2000: 2f.).3 Diese Bestimmung der Zivilgesell-
schaft folgt dem in der wissenschaftlichen Forschung prominenten Begriff 
des »Dritten Sektors« (neben Staat und Markt). Aus der Verortung zwischen 
Staat, Markt und Familie ergibt sich ferner die Beschreibung der Zivilgesell-
schaft als intermediär-organisationale Sphäre zwischen den anderen drei 
Sphären. An dieser breiten Definition orientiert sich unsere Untersuchung 
zur organisierten Zivilgesellschaft.4 Empirisch geht es folglich um die Ge-
samtheit aller gesellschaftlichen Aktivitäten jenseits dieser Kategorien. 

In Deutschland ist der Anteil der freiwillig Engagierten zwischen 1999 
und 2019 von 30,9 auf 39,7 Prozent gestiegen.5 Die Engagementquoten un-
terscheiden sich nach Bevölkerungsgruppen (insbesondere nach Bildung), 
und Engagement findet in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen – 
von Sport, Kultur über Soziales und Politik bis zum Natur- oder Tierschutz 
– statt (Kausmann/Hagen 2021: 86). Hohe Engagementraten zeigen sich in 

—————— 
 3 Gleichwohl kann insbesondere für den deutschen Fall eine gewisse Nähe zwischen zivil-

gesellschaftlichen Organisationen und Staat bestehen. Für die Felder unserer Studie trifft 
dies sowohl auf die Gewerkschaften, die Wohlfahrtsverbände als auch die Kirchen zu. 
Diese Organisationen sind, wenn auch in der Literatur nicht immer unumstritten, dem 
dritten Sektor zuzuordnen. Zur Verortung der Gewerkschaften in der Zivilgesellschaft 
siehe etwa Schroeder und Greef (2012), für die Kirchen Strachwitz (2014) und für die 
Wohlfahrtsverbände Merchel (2011). 

 4 Fraune und Schubert (2012: 223f.) dagegen unterteilen die Sphäre zwischen Gesellschaft 
und Staat in vier Teilbereiche, indem sie die Zivilgesellschaft (nah an der Gesellschaft) 
vom Sektor der politischen Gruppierungen (nah am Staat), dem Sektor der auf materielle 
Umverteilung ausgerichteten Interessenorganisationen sowie dem weltanschaulich orien-
tierten Sektor abgrenzen. 

 5 Der im Fünfjahresrhythmus durchgeführte Freiwilligensurvey beim Deutschen Zentrum 
für Altersfragen ist ein Instrument, um das zivilgesellschaftliche Engagement in Deutsch-
land zu messen. 
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den Bereichen Sport und Bewegung, Kultur und Musik sowie in den Berei-
chen Soziales, Schule und Kindergarten (Kausmann/Hagen 2021: 89). Im 
Vergleich zur vorausgegangenen Erhebung aus dem Jahr 2014 sind die En-
gagementquoten zuletzt insbesondere für Umwelt, Natur- und Tierschutz 
gestiegen. Mit Blick auf den Gesamtzeitraum (1999–2019) hat sich das En-
gagement im Bereich außerschulische Jugendarbeit oder Bildungsarbeit für 
Erwachsene (darunter fällt auch die Geflüchtetenhilfe) fast verdreifacht 
(Kausmann/Hagen 2021: 100ff., 99f.). Aus einer vergleichenden Perspek-
tive spielen aber nicht nur unterschiedliche Engagementfelder eine Rolle. 
Auch regionale Disparitäten sind zu berücksichtigen (Roose 2015; Simonson 
et al. 2021: 71ff.). So gibt es beispielsweise ein Ost-West-Gefälle, weil sich 
im Osten nach der Auflösung der staatssozialistischen Felder »gesellschaft-
licher Arbeit« kein vergleichbares Organisationswesen etablieren konnte. 
Zwar gab es auch in der DDR in einzelnen der in dieser Studie untersuchten 
Subsysteme Großorganisationen, wie den Freien Deutschen Gewerkschafts-
bund (FDGB), die jedoch tendenziell zwangsmitgliedschaftlich konzipiert 
waren und damit nicht dem Prinzip der Selbstorganisation folgten. In Ost-
deutschland musste sich nach der Wiedervereinigung die Selbstorganisation 
in der Arbeitswelt, im kirchlichen Bereich und in den Wohlfahrtsverbänden 
erst neu konstituieren. Dabei erfolgte ein »Institutionentransfer« von West- 
nach Ostdeutschland (Lehmbruch 1991). In der Folge sind die Strukturen 
zwar formal identisch oder vergleichbar, in ihrer Verwurzelung und Bedeu-
tung in der Gesellschaft jedoch höchst different – wie sich besonders an der 
Konfessionszugehörigkeit zeigt. Auch im Gesamtbild bleiben Differenzen. 
So unterschied sich etwa der Anteil der freiwillig Engagierten auch 30 Jahre 
nach der deutschen Wiedervereinigung zwar noch um knapp 3,6 Prozent-
punkte, allerdings sind diese regionalen Disparitäten rückläufig. So stieg der 
Anteil der freiwillig Engagierten in Ostdeutschland von 24,7 Prozent 1999 
auf 37,0 Prozent im Jahr 2019 an (Westdeutschland: 1999: 32,6 %; 2019: 
40,4 %; Simonson 2021: 88). 

Der Begriff der organisierten Zivilgesellschaft deutet darauf hin, dass 
nicht Einzelpersonen im Zentrum stehen – also nicht das individuelle bür-
gerschaftliche Engagement –, sondern Organisationen (Vereine, Verbände, 
Bürger:inneninitiativen etc.). Diese beruhen – positiv bestimmt – auf den 
Prinzipien von unabhängiger Selbstorganisation, gewaltfreier Konfliktbe-
reitschaft und interessenübergreifender Vertretung im Sinne des Gemein-
wohls. Aus akteurszentrierter Perspektive sind es also vielfältige Arten von 
Organisationen, die gemeinsam den Dritten Sektor bilden. Insofern wird 
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auch von intermediären Akteuren gesprochen, die zwischen der Gesell-
schaft, anderen Verbänden, dem Staat sowie dem Markt vermitteln. Die po-
sitive Konnotation geht von der normativen Setzung aus, dass selbstorgani-
sierte Vertreter:innen im Sinne des Gemeinwohls einen wichtigen Beitrag 
zur gesellschaftlichen Integration leisten. Da der Bereich der organisierten 
Zivilgesellschaft unterschiedliche Organisationsformen, vom Sportverein 
bis zum Wohlfahrtsverband, umfasst, sind sowohl die Differenzen wie auch 
die Gemeinsamkeiten zwischen ihnen zu bedenken. Unterschiede bestehen 
allerdings nicht nur zwischen verschiedenen Sektoren der Zivilgesellschaft. 
Auch die Vereine und Verbände selbst sind teilweise sehr unterschiedlich 
strukturiert. In der Regel kann zwischen einer Bundes-, einer Landes- und 
einer lokalen Ebene differenziert werden. Vor allem die Mesoebene wird mit 
teils unterschiedlichen Begrifflichkeiten (z. B. Bezirksverbände, Landesver-
bände, Diözesanverbände) bezeichnet und ist mitunter auch in sich weiter 
ausdifferenziert (z. B. Kirchenkreise, Regionen).6 Diese Ebenen sind in eini-
gen Fällen voneinander abhängig und agieren in anderen Fällen unabhängig 
voneinander bzw. sind mit jeweils originären Funktionen ausgestattet. 

Zu den Gemeinsamkeiten der hier untersuchten intermediären Organi-
sationen zählt ihr – durchaus unterschiedlich stark ausgeprägtes – Verhältnis 
zum Staat. Dieses folgt trotz aller auch historisch und funktional erklärbaren 
Differenzen im Kern der Logik einer korporatistischen Einbettung und 
führt zu einer relativ stabilen Beziehung zwischen der organisierten Zivilge-
sellschaft (vor allem den im Zentrum dieser Studie stehenden Spitzenver-
bänden) und dem Staat. In diesem Sinne übernehmen zivilgesellschaftliche 
Organisationen Tätigkeiten, die den Staat entlasten, etwa wenn der Staat 
Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge an die Wohlfahrtsverbände 
überträgt oder den Gewerkschaften im Rahmen der Tarifautonomie einen 
Monopolanspruch zum Verhandeln von Löhnen und Arbeitsbedingungen 
zugesteht. Die dafür zugrunde gelegte Gesellschaftsbedürftigkeit des Staates 
ist jedoch keine Einbahnstraße. Ihr steht eine Staatsbedürftigkeit der orga-
nisierten Zivilgesellschaft im Sinne eines »ermöglichenden Staat[es]« bzw. 
einer »Gewährleistungsverantwortung« des Staates gegenüber (Kropp 2005: 
663). Diese zeigt sich in zwei Dimensionen: Erstens setzt der Staat die recht-
lichen Rahmenbedingungen für das Handeln von Verbänden und Vereinen 
fest. Zweitens stellt er finanzielle Ressourcen zur Verfügung, um die Über-
nahme bestimmter Funktionen durch zivilgesellschaftliche Organisationen 
—————— 
 6 Wird in diesem Buch auf die Landesverbände rekurriert, so sind alle diese möglichen be-

grifflichen Differenzierungen eingeschlossen.  
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zu unterstützen oder überhaupt erst zu ermöglichen, beispielsweise im Rah-
men der Kultur- und Sportförderung oder durch das Einziehen der Kirchen-
steuer. In den Themenbereich dieser Untersuchung fallen insbesondere die 
staatlichen Mittelaufwendungen für Projekte, die sich für Toleranz, Vielfalt, 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und gegen Rechtsextremismus einsetzen. 
Das vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ver-
antwortete und seit 2015 bestehende Programm »Demokratie leben!« ver-
fügte 2019 über ein Fördervolumen von 115,5 Millionen Euro (BMFSFJ 
o.J.). Hinzu kommt das seit 2010 laufende Programm »Zusammenhalt durch 
Teilhabe« des Bundesinnenministeriums mit einem jährlichen Budget von 
zwölf Millionen Euro (BMI o.J.c). Mit Blick auf das Volumen dieser beiden 
Programme stellt sich die Frage, welche Rolle der Staat für das demokratie-
politische Engagement und die Fähigkeit zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen spielt, sich aktiv für den demokratischen Basiskonsens einzusetzen. 

Die Größe und Bedeutung, die die organisierte Zivilgesellschaft – auch 
wegen dieser Funktionsübernahme – in Deutschland hat, lässt sich an eini-
gen Zahlen festmachen: Das Vereinsregister wies für das Jahr 2017 über 
600.000 eingetragene Vereine aus. Hinzu kommen nach Schätzungen noch 
einmal genauso viele nicht eingetragene Vereine. Der größte Bereich ist da-
bei mit 133.000 Vereinen der Sport, der mit einem durchschnittlichen Grün-
dungsjahr von 1970 auch eines der traditionellsten Felder darstellt (Priemer 
et al. 2017: 11f.). Die organisierte Zivilgesellschaft stellt darüber hinaus »ei-
nen relevanten Faktor im deutschen Arbeitsmarkt dar, der in seiner quanti-
tativen Bedeutung im Vergleich zu anderen Sektoren häufig unterschätzt 
wird« (Hohendanner et al. 2019: 111). Im Jahr 2016 betrug die Zahl der 
hauptamtlich Tätigen im Dritten Sektor 3,6 Millionen – und damit 9,9 Pro-
zent aller sozialversicherungspflichtigen und geringfügig Beschäftigten. Da-
von entfielen 61 Prozent auf den Bereich des Gesundheits- und Sozialwe-
sens (ebd.: 94, 98). Allein das Feld der Freien Wohlfahrtspflege kommt auf 
rund 1,9 Millionen hauptamtlich Beschäftigte und zusätzlich drei Millionen 
ehrenamtlich Aktive (BAGFW 2018). 

Mit Blick auf die sich hier abzeichnende, vielfältige Landschaft zivilge-
sellschaftlicher Organisationen muss die in Umfragen gemessene Zunahme 
ehrenamtlich engagierter Menschen – um zehn Prozentpunkte in den letzten 
zehn Jahren – differenziert eingeordnet werden. Denn diese positive Ent-
wicklung verläuft parallel zu einem konstatierten Strukturwandel der Zivilge-
sellschaft, der vor allem Großorganisationen vor Herausforderungen stellt. 
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Gerade bezogen auf die Funktionsfähigkeit von Großorganisationen ver-
schärften sich die Herausforderungen durch veränderte Erwartungen von 
Ehrenamtlichen. Am eindrücklichsten veranschaulichen die Zahlen zur Mit-
gliederentwicklung den grundlegenden Charakter des Wandels: Die Zahl der 
Mitglieder der im Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) zusammenge-
schlossenen Organisationen ging zwischen 1991 und 2021 um 50 Prozent 
von fast 12 auf knapp sechs Millionen zurück (Greef 2021). Im selben Zeit-
raum sank die Zahl der in den beiden großen christlichen Kirchen organi-
sierten Menschen um 26 Prozent von knapp 57,5 auf 42 Millionen (EKD 
2021; DBK 2021). 

Mit den Mitgliedern verlieren diese Organisationen nicht nur materielle 
Ressourcen in Form von Mitgliedsbeiträgen oder Kirchensteuern. Darüber 
hinaus sinkt auch das Potenzial aktivierbarer Mitglieder, die für Proteste, eh-
renamtliches Engagement oder die Übernahme von Verbandsämtern ge-
wonnen werden können.7 Die verbliebenen Mitglieder fordern darüber hin-
aus oft weitergehende Partizipations- und Mitentscheidungsmöglichkeiten 
ein. Bei den Motiven sind Spaß und Gemeinschaft wichtiger als die Motiva-
tion, die Gesellschaft mitzugestalten (Müller et al. 2017: 427). So nahm bei-
spielsweise die Anzahl der im Deutschen Olympischen Sportbund organi-
sierten Vereine von 80.000 auf 90.000 und die Mitgliederzahl zwischen 1991 
und 2021 um fast 17 Prozent von 23 auf 27 Millionen zu (DOSB 2000, 
2021). 

Zugleich verweist das steigende ehrenamtliche Engagement auf eine 
zweite Ebene der Herausforderung. Menschen engagieren sich weiterhin – 
nur eben weniger häufig in den etablierten Großorganisationen, sondern 
stattdessen in anderen, kleineren Initiativen, Vereinen, Bewegungen und 
Verbänden. Die Präferenzen für kürzeres, projektbezogenes Engagement 
nehmen zu, eine langfristige Bindung mit großem Zeitaufwand oder Lei-
tungsfunktion wird dagegen geringer (Karnick et al. 2021: 186). In der Folge 
sinkt das organisationsgebundene Engagement zugunsten von Engagement 
in »individuell organisierten Gruppen« (Kausmann et al. 2019: 80). Die Folge 
ist eine Heterogenisierung, Ausdifferenzierung und Spezialisierung der Or-
ganisationslandschaft. Diese führt wiederum zu konflikthaften oder ver-

—————— 
 7 Die zunehmende Ausdifferenzierung der Verbandslandschaft lässt sich auch im Bereich 

der Interessenvertretung nachzeichnen. Die Zahl der in der Lobbyliste beim Deutschen 
Bundestag verzeichneten Verbände nahm zwischen 1991 und 2021 um 47 Prozent von 
1.578 auf 2.317 zu (Deutscher Bundestag 2021: 2). 
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stärkt konkurrenzgeprägten Akteurskonstellationen. Viele etablierte zivilge-
sellschaftliche Verbände fordert der Strukturwandel also sowohl von innen 
wie auch von außen heraus. Insofern stehen durchaus Themen wie Organi-
sationserhalt, Mitgliederfokussierung und Ressourcenkonsolidierung jen-
seits der Kernaufgaben auf der Tagesordnung. Angesichts dieser strukturel-
len Probleme stellt sich umso dringlicher die Frage, ob die von rechts 
»bedrängte Zivilgesellschaft« durch diese zusätzliche Herausforderung 
handlungsfähig, erschöpft oder doch eher überfordert ist. 

1.3 Forschungsfragen und Forschungsstand 

Die vorliegende Studie fragt nach dem Zustand der Zivilgesellschaft und ist 
mit dem Ziel verbunden, die Strukturen der Resilienz in der Zivilgesellschaft 
analytisch zu durchdringen und besser zu verstehen. Gemeint ist damit die 
Widerstandskraft der organisierten zivilgesellschaftlichen Akteure: Inwie-
weit sind sie in der Lage, rechte Mobilisierungs- und Durchdringungsversu-
che abzuwehren, zu sanktionieren und die dahinterstehenden Kräfte zu iso-
lieren oder positiv zu integrieren, um den demokratischen Basiskonsens der 
Gesellschaft zu verteidigen (Grotz/Schroeder 2021: 405ff.)? Auf Basis von 
quantitativen Verbandsbefragungen (Auswertung der Bundes- und Landes-
ebene) sowie der qualitativen Dokumentenanalysen und Interviews stehen 
drei erkenntnisleitende Fragenkomplexe im Mittelpunkt, die entlang der 
Subsysteme Gewerkschaften, Kirchen, Wohlfahrtsverbände, Freiwillige 
Feuerwehren, Fußball, dem Schützenwesen, Kulturvereinen und des Natur-
schutzes untersucht werden. Für alle diese Bereiche gilt, dass die Untersu-
chungsergebnisse auch entlang einer Differenzierung nach Ost- und West-
verbänden8 sowie vor dem Hintergrund der parlamentarischen Stärke der 
AfD9 analysiert werden. Die von uns entwickelten Fragen zielen auf die Ein-
schätzung der verbandlichen Akteure hinsichtlich der Wahrnehmung rech-

—————— 
 8 Unterschieden wird zwischen Verbänden in West- und Ostdeutschland. In einigen Sub-

systemen (z. B. Kirchen und Gewerkschaften) arbeiten wir mit einer dritten, gemischten 
Kategorie. Dies ist der Fall, wenn ein Landesverband gleichzeitig in ost- und westdeut-
schen Ländern organisiert ist. 

 9 Diese wird anhand der prozentualen Zweitstimmenanteile bei der Bundestagswahl 2017 
im jeweiligen Bundesland gemessen. 
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ter Aktivitäten, der eigenen Betroffenheit, der selbstverantworteten Um-
gangsformen sowie bestehender Handlungsdefizite und Unterstützungsbe-
dürfnisse. 

Aus diesem Erkenntnisinteresse ergeben sich für uns die folgenden drei 
Fragenkomplexe: 

1. Wahrnehmung und Bewertung rechter politischer Aktivitäten. Für wie gefährlich 
halten die befragten Verbands- und Vereinsakteure die rechten politi-
schen Entwicklungen? Hat sich das Phänomen aus ihrer Sicht in den 
letzten Jahren verändert? 

2. Themen, Handlungsfelder und -formen rechter Aktivitäten. Was sind zentrale 
Themen, die durch rechtspopulistische Akteure aufgegriffen werden? 
Wie werden diese Themen artikuliert? Worauf beziehen sich rechte Ak-
tivitäten im Kontext der jeweiligen Organisation? 

3. Zivilgesellschaftliche Reaktionen. Welche Reaktionen sind seitens der jeweili-
gen Organisationen im Umgang mit rechten Aktivitäten erkennbar? Gibt 
es spezifische Muster von Gegenreaktionen oder handelt es sich viel-
mehr um ad-hoc-Reaktionen? Welche Schwierigkeiten und Unterstüt-
zungsnotwendigkeiten werden von den Verbänden beschrieben? 

Wenngleich der Rechtspopulismus lange Zeit fast ausschließlich im Umfeld 
der Parteien- und Parlamentarismusforschung erforscht wurde, sind zuneh-
mend Bemühungen erkennbar, das Phänomen ganzheitlicher zu verstehen 
und zu erfassen und in diesem Sinne auch Dynamiken in zivilgesellschaftli-
chen Räumen zu untersuchen. In den letzten Jahren sind einige Publikatio-
nen zu rechten Aktivitäten in einzelnen Feldern der organisierten Zivilge-
sellschaft entstanden, so beispielsweise für die Arbeitswelt (z. B. Sauer et al. 
2018; Hilmer et al. 2017; Becker et al. 2018; zur internationalen Perspektive 
siehe u. a. Erben/Bieling 2020), für Religionen und Kirchen (Nord/Schlag 
2021; Strube et al. 2021; Bednarz 2018; Lesch 2017; Orth/Resing 2017; Re-
benstorf 2018), den organisierten Sport (Bücker 2018; Braun 2018), die Kul-
tur (Reusswig 2019; Hafez 2017; Langebach/Raabe 2016; Elverich et al. 
2009; Dornbusch/Raabe 2006) und auch für den Bereich der sozialen Un-
terstützungssysteme (Dieckerhoff 2015). Darüber hinaus existieren auch 
erste feldübergreifende Annäherungen an den Gegenstand (Schroeder et al. 
2020; Sehmer et al. 2021). Neben der wissenschaftlichen Literatur gibt es 
zudem Handreichungen von zivilgesellschaftlichen Organisationen (z. B. 
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Diakonie 2018; Mobile Beratung e. V. 2019; Sekretariat der Deutschen Bi-
schofskonferenz 2019), die Empfehlungen zum Umgang mit rechtspopulis-
tischen Interventionen enthalten. 

Eine systematische und subsystemübergreifende vergleichende Betrach-
tung aus Sicht der zivilgesellschaftlichen Vereine und Verbände fehlt jedoch 
bislang. Diesem Forschungsdesiderat möchte die vorliegende Studie in einer 
ersten Annäherung begegnen. Dafür greift sie den vorhandenen For-
schungs- und Diskussionsstand auf, ergänzt ihn um einen vergleichenden 
Blickwinkel und verfolgt mit der Analyse der zivilgesellschaftlichen Wahr-
nehmung rechter Phänomene, rechtspopulistischer Aktivitäten sowie zivil-
gesellschaftlicher Reaktionen einen mehrdimensionalen Problemzugriff. 

1.4 Zur Struktur des Buches  

Das Buch gliedert sich in 13 Kapitel. Im Anschluss an die einleitenden Über-
legungen und Erläuterungen zum Gegenstand sowie zu den zentralen For-
schungsfragen begründet das zweite Kapitel die Fallauswahl, stellt die Ana-
lysekriterien vor und skizziert das Forschungsdesign. 

Um der Komplexität des Untersuchungsdesigns und der spezifischen 
Struktur der Zivilgesellschaft Rechnung zu tragen, ist die Kapitelstruktur ei-
nerseits so angelegt, dass subsystemspezifische Besonderheiten und Unter-
schiede herausgearbeitet werden sowie andererseits Gemeinsamkeiten mit 
Blick auf rechte Dynamiken beschrieben werden können. Im Sinne einer 
Annäherung an eine Gesamtvermessung der organisierten Zivilgesellschaft 
erfolgt im dritten Kapitel eine gesonderte Auswertung des erhobenen Mate-
rials und der Umfrageergebnisse mit Blick auf die Bundes- und Landes-
ebene. Die Kapitel 4 bis 11 zielen demgegenüber auf eine subsystemspezifi-
sche Auswertung. Dort werden historisch-organisatorische Bezugspunkte 
rechter Dynamiken nachgezeichnet, die Wahrnehmung der zivilgesellschaft-
lichen Akteure mit Blick auf rechte Phänomene skizziert sowie rechte Akti-
vitäten und subsystemspezifische Reaktionen ausgewertet. Darüber hinaus 
gilt es jeweils, potenziellen Unterstützungsbedarf für einen passgenauen 
Umgang mit den Herausforderungen von rechts zu markieren. In den ein-
zelnen Zwischenresümees werden vor diesem Hintergrund feldspezifische 
Logiken und Besonderheiten bilanziert, die im Anschluss in einer subsys-
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temübergreifenden, vergleichenden Betrachtung (Kapitel 12) diskutiert wer-
den. Das Buch endet mit einer abschließenden und differenzierten Antwort 
auf die Frage, inwieweit die organisierte Zivilgesellschaft unter Druck von 
rechts steht (Kapitel 13). In diesem Sinne werden die gewonnenen Ergeb-
nisse bilanziert und Handlungsempfehlungen für eine resiliente Zivilgesell-
schaft formuliert. 


